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Schwerpunktthema: Asyl, Migration und Integration   
 
Einleitung/Hintergrund 

Die Zahl jener Menschen, die durch Krieg, Verfolgung, Gewalt und 
Menschenrechtsverletzungen – u.a. auch durch klimatische Veränderungen – vertrieben 
werden, nimmt jedes Jahr zu. Und auch die Zahl jener, die aus anderen Gründen ihr 
Heimatland verlassen und in andere Staaten migrieren ist im Steigen begriffen. Wie wir als 
Staat und als Gesellschaft mit Migration umgehen, ist wegweisend dafür, ob wir die sich 
dadurch bietenden Chancen nutzen können. Auch geht es darum trotz der 
Herausforderungen jenen den Schutz bieten zu können, die ihn dringend brauchen. Zum 
einen hat der zunehmende Arbeitskräftemangel die Bereitschaft, Menschen mit Flucht- und 
Migrationshintergrund stärker in den Arbeitsmarkt zu integrieren und die Gewinnung 
ausländischer Fachkräfte zu intensivieren. Zum anderen gibt es wenig Bewegung bei 
dringenden Fragen wie zum Beispiel der Reform des Grundversorgungssystems: Dringlich 
ist nicht nur die Frage einer nachhaltigen Finanzierung, sondern auch nach verbesserten 
Rahmenbedingungen um grundversorgte Personen rascher in die Selbstständigkeit zu 
begleiten. Insbesondere die Versorgung der ukrainischen Vertriebenen im Rahmen der 
Grundversorgung hat die Schwächen des bestehenden Systems deutlich gemacht. Und 
auch hinsichtlich der Vertriebenen selbst gibt es Handlungsbedarf: Nachdem der 
vorübergehende Schutz für die ukrainischen Vertriebenen bis März 2025 verlängert wurde, 
geht es nun darum, die Betroffenen bestmöglich in Österreich zu integrieren und ihnen die 
gleichberechtigte Teilhabe an gesellschaftlichen Prozessen zu ermöglichen 

 

a. Langfristige Perspektive Ukrainer*innen 

Rund 70.000 Ukrainer*innen haben in Österreich seit Ausbruch des Krieges Schutz 
gefunden. Rechtlich gelten Ukrainer*innen als Vertriebene. Dieser Status gilt noch bis März 
2025 und leitet sich von der europäischen Richtlinie zum vorübergehenden Schutz (sog. 
‚Massenzustrom-Richtlinie‘) ab. Die ukrainischen Vertriebenen haben freien 
Arbeitsmarktzugang, sind allerdings in der Grundversorgung untergebracht wodurch für sie 
die strengen Regeln des Zuverdienstes gelten. Hinzukommt, dass die Leistungen aus der 
Grundversorgung für ein menschenwürdiges Leben finanziell nicht ausreichen. Viele 
Vertriebene haben Schwierigkeiten ihre Grundbedürfnisse zu decken. Letztlich fehlt es auch 
an den geeigneten Rahmenbedingungen für die Integration. Notwendig sind daher folgende 
Schritte: 

 Den Umstieg auf einen Aufenthaltstitel, der einen langfristigen Verbleib in Österreich 
ermöglicht. 

 Zugang zur Sozialhilfe. 
 

b. Reform der GVS - inkl. Absicherung UMF 
Das Grundversorgungssystem steht seit dem Beginn des Krieges in der Ukraine unter 
erhöhtem Druck, da über 40.000 ukrainische Vertrieben in diesem Rahmen versorgt werden. 
Das hat dazu geführt, dass einige Fragen an Dringlichkeit gewannen, wie z.B. eine 
nachhaltige Finanzierung sowie die Möglichkeit, grundversorgte Personen gut in die 
Selbstständigkeit zu begleiten. Um dies, sowie eine gesamthaft qualitätsvolle 
Grundversorgung gewährleisten zu können, braucht es daher: 
 

 Kostendeckende Finanzierung einer menschenwürdigen Betreuung und 
Unterbringung 
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 Etablierung von Clearingstellen um besondere Bedürfnisse und Vulnerabilitäten 

(Trauma, Kinderflüchtlinge, LGBTIQA+ etc.) frühzeitig zu erkennen und darauf 
aufbauend entsprechende Betreuungsplätze organisieren zu können 

 Ausreichende Unterbringungskapazitäten auf Bundes- und Landesebene, sowie die 
Möglichkeit kurzfristige Schwankungen auszugleichen  

 Bundesweit einheitliche verbindliche Betreuungs- und Beratungsstandards  

 Integration ab Tag 1 durch Förderung von Arbeitsaufnahme, Zugang zu 
Deutschkursen, Ausbildungspflicht etc. 

 Leistbare Mobilität   
 
Kinder und Jugendliche, die ohne ihre Eltern auf ihrer Flucht in Österreich gelandet sind, 
müssen in Österreich lange Zeit ohne individuelle Betreuung in Einrichtungen des Bundes 
leben. Sie sind oftmals bis zum Abschluss ihres Asylverfahrens in Unterkünften, die nicht 
ihren Bedürfnissen und auch keinen in Österreich geltenden gesetzlichen Standards für 
Kinder entsprechen, untergebracht. 
Dieser unhaltbare Zustand dauert bereits Jahrzehnte an!  
• Alle Kinder in Österreich sollen die gleichen Rechte haben. Alle Akteure in Bund und 
Ländern müssen sich endlich ihrer Verantwortung stellen und den Kindern jene Rechte 
zukommen lassen, die ihnen auch zustehen. 
• Es braucht endlich die Umsetzung einer gesetzlichen Regelung zur vorläufigen 
Obsorge unmittelbar bei Ankunft in Österreich. 
 

c. Arbeitsmigration – Hürden im Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz 
 
In Österreich herrscht ein spürbarer Mangel an Fach- und Arbeitskräften, gleichzeitig sind 
die Möglichkeiten legaler Zuwanderung für Arbeitnehmer*innen noch äußerst restriktiv. Trotz 
der erfolgten Reformen der Rot-Weiß-Rot Karte, die bereits wertvolle Erleichterungen 
brachten, bleibt der Zugang hochschwellig. Um eine effiziente und zügige Arbeitsmigration 
im Bereich der Rot-Weiß-Rot Karte zu ermöglichen, braucht es folgendes:  

 Lockerung der im Gesetz verankerten Arbeitgeberbindung  

 Zugang zu einer Rot-Weiß-Rot Karte mit einer in Österreich abgeschlossener 

Ausbildung  

 Erleichterungen bei der Mitnahme von Familienangehörigen   

 Einschätzung der vorhandenen Qualifikationen vor dem aufwändigen 
Antragsverfahren  

 Berücksichtigung von Berufserfahrung neben Berufsausbildung 

 Allgemein: Kürzere und einfachere Antragsverfahren 

 
d. Arbeitsmarktintegration 

Arbeit ermöglicht Selbstständigkeit, Nutzung von Kompetenzen, Anwendung von 
Sprachkenntnissen, Kontakt mit der lokalen Bevölkerung, verbessert das Selbstwertgefühl 
und ermöglicht die Selbsterhaltungsfähigkeit. Klar ist auch, dass sich eine frühzeitige 
Integration in den Arbeitsmarkt positiv auf die langfristige Beschäftigung von Geflüchteten 
auswirkt und eine finanzielle Entlastung für das Aufnahmeland bringt. Trotzdem zeigen 
verschiedene Studien, dass Migrant*innen öfters arbeitslos sind sowie, dass sie weitaus 
häufiger unter ihrem*seinem formalen Ausbildungsniveau beschäftigt sind als Nicht-
Migrant*innen.   
Damit eine möglichst frühe und nachhaltige Arbeitsmarktintegration von Menschen mit Flucht- 
und Migrationshintergrund möglich wird, braucht es: 

 Der tatsächliche und wirksame Zugang zum Arbeitsmarkt 9 Monate nach 
Antragsstellung.  
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 Flächendeckende Deutschkursangebote, die auf die besonderen Bedürfnisse 

von Menschen mit Flucht- und Migrationshintergrund eingehen (z.B.: 
Betreuungspflichten). 

 Den Ausbau und die vermehrte Zulassung von Asylwerber*innen zu 
Deutschkursen – zumindest für jene mit hoher Anerkennungswahrscheinlichkeit 
von subsidiärem Schutz.  

 Ein möglichst frühzeitiges Assessment und Anerkennung bestehender 
„mitgebrachter“ und die Festlegung von Ausbildungsschritten 

 Der Ausbau von Vorqualifizierungsangeboten, z.B.: Die Vermittlung von digitalen 

Kompetenzen oder berufsspezifischem Vokabular (=Fachsprachkurse) 

 

 
 

 
 
 
 

 


